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Vorwort 

 

Interessengruppen spielen im politischen Mehrebenensystem der Europäischen 

Union (EU) seit langem eine wichtige Rolle. Dabei sind sie teils direkt, z.B. im 

Rahmen von Politiknetzwerken oder korporatistischen Arrangements, in die 

Produktion von Entscheidungen eingebunden und sind außerdem wichtige 

Akteure der Implementation europäischer Policies. Viel häufiger allerdings – 

darin stimmen zahlreiche Forscher der „Interessenvermittlung in der EU“ heute 

überein – stehen Interessengruppen dem EU-System als Lobby-Gruppen 

gegenüber und werben in einer Art ‚(neo-) pluralistischem Interessenwettstreit‘ 

als Vertreter von bestimmten Einzelinteressen (z.B. der Automobilindustrie oder 

bestimmter Konzerne) oder Vermittler von Gemeinwohlinteressen (z.B. 

Umweltschutz) bei den unterschiedlichen Repräsentanten der europäischen 

Institutionen um Aufmerksamkeit und Unterstützung für ihre Anliegen. War die 

Interessenvermittlung in der EU stets stärker pluralistisch und weniger (neo-) 

korporatistisch geprägt als in manchem Mitgliedstaat (z.B. Deutschland), so ist 

der ‚Wind der Interessenkonkurrenz‘ seit Beginn der 1990er Jahre rauher 

geworden. Die Zunahme der reinen Anzahl der Lobby-Gruppen, ihre 

Ausdifferenzierung nach Feldern und Themen und ihre Professionalisierung 

haben hierzu ebenso beigetragen wie die Veränderung der Orientierungen, mit 

denen die Vertreter der europäischen Institutionen den Gruppen begegnen. 

Insbesondere die Kommission, aber auch das Europäische Parlament (EP) haben 

ihr Verhältnis zu den diversen Lobby-Gruppen seit den 1990er Jahren neu 

definiert. Die traditionellen Orientierungen an der Idee einer korporatistischen 

Einbindung sozialpartnerschaftlicher Interessenorganisationen (Gewerkschaften; 

Arbeitgebervereinigungen) in die (industrie-, arbeits- und sozial-) politische 

Entscheidungsfindung („Euro-Korporatismus“) und einer konsultativen 

Beteiligung gebietskörperschaftlicher Interessenvertreter in zahlreiche, ‚das 

Gemeinwohl‘ betreffende Verfahren der europäischen Rechtsetzung sind seither 

in den Hintergrund getreten. Demgegenüber hat der Ansatz des gezielten 

Verteilens (oder Entziehens) von Aufmerksamkeit und der temporären, 

entscheidungsgebundenen Eröffnung von Einflussgelegenheiten Platz gegriffen. 

Kommission und EP haben seither Vertreter von Einzelinteressen, 

zivilgesellschaftliche Organisationen und/oder Nichtregierungs¬organisationen 

und Gebietskörperschaften als ‚Policy-Informanten‘ und Partner im 

interinstitutionellen Spiel um politische Definitionsmacht und (demokratische) 

Legitimation entdeckt und umworben; hiervon zeugt z.B. das „Weißbuch 

Governance“ der EU Kommission aus dem Jahr 2001.  

 

 

Europäische Interessenvermittlung ist für die einzelnen Gruppen ein 

unterschiedlich einfaches oder schweres ‚Geschäft‘. Organisationsressourcen und 

institutionelle Zugangsmöglichkeiten – z.B. über die Expertengruppen der 

Kommission, Anhörungen in Parlamentsausschüssen, die Komitologie-
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Ausschüsse des Rates, den Wirtschafts- und Sozialausschuss oder den Ausschuss 

der Regionen – waren in diesem Zusammenhang spätestens seit den 1980er 

Jahren von Bedeutung. Nicht zuletzt angesichts des soeben geschilderten 

Strategiewechsels haben sich die ‚Opportunitätsstrukturen‘ für Interessengruppen 

im EU-Mehrebenensystem in den letzten Jahren allerdings erheblich gewandelt. 

Vor allem wirtschaftlichen Interessenvertretern kam dies zu Gute. Ihr 

traditionelles Übergewicht unter den ‚Brüsseler Lobbyisten‘ ist weiter 

angewachsen. Dabei variieren die Zugangswege und Einflusschancen von 

Interessengruppen allerdings stark von Politikfeld zu Politikfeld. Für die 

Interessenvertretung in der EU gilt: Policy matters. 

 

 

Dieser Studienbrief in Form eines Readers trägt aktuelle Beiträge zur 

„Interessenvermittlung in der EU“ zusammen. Bei der Auswahl der Texte ging es 

uns darum, die Strukturen der europäischen Interessenvermittlung greifbar zu 

machen, zentrale Akteure – Adressaten Interessenvertretung und 

Interessengruppen selbst – mit ihren Strategien und Rollen vorzustellen, dem 

Lobbying in Politikfeldern auf den Grund zu gehen und wesentliche Konzepte 

und theoretische Ansätze zum Verständnis der Interessenvermittlung zu 

präsentieren. Die Textauswahl ist uns dabei nicht leicht gefallen. Das lag zum 

einen an der großen Materialfülle – die politik- und verwaltungswissenschaftliche 

Literatur sich in den vergangenen Jahren (wieder) verstärkt mit der 

Interessenvermittlung in der EU auseinandergesetzt und zahlreiche Beiträge 

hervorgebracht. Zweitens war die Textauswahl aber auch aus konzeptionellen 

Gründen nicht ganz leicht – gerade bei der Wahl der Politikfelder, in denen 

Lobbying stattfindet, ging es darum, thematische Schwerpunkte zu setzen (und 

damit auch zahlreiche interessante Themen wegzulassen). Und schließlich drittens 

spielten studienpraktische und didaktische Überlegungen eine wichtige Rolle für 

die Textzusammenstellung. Da es sich um eine Einführung in das Thema handelt, 

haben wir bewusst Grundlagenbeiträge, die die Information über den Gegenstand 

mit der Analyse desselben verbinden, ausgewählt. Auch fiel unsere Wahl bewusst 

überwiegend auf deutschsprachige Beiträge. In der jüngsten Vergangenheit sind 

allerdings auch eine Vielzahl englischsprachiger Publikationen zum Themenfeld 

der „Interessenvermittlung in der EU“ erschienen. Denjenigen Studierenden und 

Leserinnen und Lesern, die nach der Lektüre dieses Studienbriefs 

weiterrecherchieren und sich noch ausführlicher mit der Materie 

auseinandersetzen möchten, wollen wir daher schon vorab noch einige dieser 

Publikationen ans Herz legen. Eine vertiefte, z.T. organisationstheoretisch 

orientierte Auseinandersetzung mit Formen und Muster der Interessenvermittlung 

in der EU findet sich in der Beiträgen zum Sonderheft „The Politics of Organised 

Interests in Europe: Lessons from EU Studies and Comparative Politics“ (6/2008) 

der West European Politics, einen tieferen Einblick in die theoretische Erklärung 

von Lobbying (im europäisch-US-amerikanischen Vergleich) sowie die Strategien 

ausgewählter Lobby-Akteure gewährt die Ausgabe 3/2007 des Journal of 

European Public Policy und schließlich sei hier noch auf den 2009 erschienen 

Überblicksband „Learning to Lobby the European Union: 20 Years of Change“ 
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von David Coen und Jeremy Richardson hingewiesen. Mit diesem Studienbrief 

möchten wir zum Weiterlesen und -forschen über die Interessenvermittlung in der 

EU anregen. 

 

Hagen, 20. Juli 2011      Renate Reiter, Annette E. Töller 
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Der Zugang von Interessengruppen zu den Organen der Europäischen
Union: eine organisationstheoretische Analyse*

Rainer Eising

Dem Zugang von Interessenorganisationen zu den EU-Institutionen wird immer wieder Auf-
merksamkeit gewidmet, weil ein ungleicher Zugang häufig mit einer Schlagseite in der EU-
Politik verknüpft wird. Im Gegensatz zu monokausalen Ansätzen, die die Expertise von Verbän-
den als hinreichende Erklärung für ihren Zugang betrachten, weist der Aufsatz die Bedeutung
weiterer organisatorischer, sektorieller und systemischer Merkmale nach. Die verwendeten Daten
berücksichtigen Angaben von 800 deutschen, britischen, französischen und EU-Wirtschafts-
verbänden aus einer eigenen Erhebung. Ordinale Regressionen identifizieren als generelle Cha-
rakteristika der europäischen Entscheidungsprozesse nicht nur den Austausch von Expertise, son-
dern auch die grundlegende Arbeitsteilung zwischen EU-Verbänden und nationalen Verbänden
sowie den privilegierten Zugang ressourcenstarker Gruppen. Darüber hinaus decken sie profunde
Unterschiede in den Konsultationskriterien der Kommission, des Rates und des Europäischen
Parlaments auf.

1. Einleitung

Dem Zugang von Interessenorganisationen zu staatlichen Institutionen wird oft Auf-
merksamkeit gewidmet, weil systematische Unterschiede in diesen Kontaktmustern mit
einer Schlagseite in der staatlichen Politik assoziiert werden. Dafür steht beispielsweise
Ernst E. Schattschneiders bekannter Kommentar zum politischen Prozess in den USA,
den Thomas Hueglin (1999: 260) auf die Europäische Union (EU) übertragen hat:
„the heavenly chorus sings with a strong upper class accent“. Dennoch ist die systema-
tische Untersuchung des Zugangs von Interessengruppen zu den EU-Institutionen bis-
lang Mangelware.1

Politische Vierteljahresschrift, 45. Jg. (2004), Heft 4, S. 494–518 © VS Verlag

* Ich danke der Universität Mannheim und dem European Centre for Public Affairs (Brüssel) für
die finanzielle Förderung des EUROLOB Projektes, das ich mit Christine Quittkat unter der
Leitung von Beate Kohler-Koch durchgeführt habe. Zahlreichen Kolleginnen und Kollegen am
Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung, am Europäischen Hochschulinstitut
und an der FernUniversität in Hagen danke ich für ihre Unterstützung. Besonderen Dank für
hilfreiche Kritik schulde ich Stefano Bartolini, Nathalie Behnke, Arthur Benz, Jan Beyers,
Richard Breen, Lars-Eric Cederman, David Coen, Jürgen Grote, Liesbet Hooghe, Andrea Len-
schow, Gary Marks, Vivien Schmidt, Philippe C. Schmitter, Gerald Schneider und Volker
Schneider, den beiden anonymen Gutachtern der PVS und deren Redaktion.

1 Ausnahmen sind Bouwen (2002), Beyers (2002).
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Dieses Manko liegt vor allem darin begründet, dass sich viele Studien auf einen en-
gen Ausschnitt der EU-Interessenvermittlung konzentrieren.2 So wurde EU-Interessen-
gruppen immer eine größere Aufmerksamkeit gewidmet als nationalen Gruppen, die
erst in den vergangenen Jahren stärker ins Blickfeld gerückt sind. Es gibt nur wenige
internationale Vergleiche, und diese richten ihren Blick zumeist auf nur einen Sektor
oder ein Politikfeld. Selbst die wenigen quantitativen Studien beschränken sich in der
Regel darauf, Organisationen aus einem einzigen Mitgliedstaat oder aus einem Sektor
zu untersuchen.

Es überrascht daher wenig, dass die Befunde jeweils Erklärungsfaktoren hervorhe-
ben, die auf einer einzigen Analyseebene angesiedelt sind. Beispielsweise betrachtet Vi-
vien Schmidt hauptsächlich systemische Faktoren (1999). Für sie sind vor allem die
Muster der Interessenvermittlung von Belang, um die Konsequenzen der EU für natio-
nale Gruppen zu erklären. Je größer die Unterschiede zwischen europäischen und na-
tionalen Mustern seien, umso schwerer falle es Interessengruppen, sich an die EU an-
zupassen. Folglich hätten Gruppen in Ländern mit pluralistischen oder korporatisti-
schen Mustern geringere Schwierigkeiten, sich an die quasi-pluralistischen EU-Muster
anzupassen als Gruppen aus etatistischen Staaten. Gerda Falkner (2000) dagegen kon-
zentriert sich auf sektorielle Faktoren. Sie führt dies auf Unterschiede in den sektoriel-
len Funktionslogiken zurück, die sich auf die Konsultationen der EU-Organe auswirk-
ten. Pieter Bouwen (2002) erachtet dagegen die Organisationsart als zentral und ver-
gleicht Großunternehmen mit europäischen und nationalen Verbänden.

Während diese Arbeiten jeweils die Bedeutung einer einzigen Dimension für den
Zugang von Interessengruppen zu den EU-Institutionen unterstreichen, bleibt das rela-
tive Gewicht der Faktoren somit unklar. Um eine umfassendere, organisationstheore-
tisch verankerte Perspektive politischen Tausches in der EU zu entwickeln, berücksich-
tige ich organisatorische, sektorielle und systemische Faktoren. Die Führungs- und die
Arbeitsebenen der EU-Organe betrachte ich getrennt, um wichtige Unterschiede in
den Konsultationsmustern aufzuzeigen und zu erklären.

Zunächst präsentiere ich die Datenbasis der Studie (2). Dann stelle ich die Gründe
für eine nähere Untersuchung von wirtschaftlichen Interessen in den EU-Institutionen
vor (3). Daraufhin entwickle ich organisationstheoretisch abgeleitete Hypothesen über
die Wirkung der systemischen, sektoriellen und organisatorischen Faktoren (4). Diese
Thesen prüfe ich anhand von ordinalen Logit-Regressionen (5). In der Konklusion (6)
resümiere ich wesentliche Elemente der EU-Interessenvermittlung und zeige For-
schungsdesiderata auf.

2. Daten

Die Querschnittsanalyse stützt sich auf eine 1998/99 durchgeführte Befragung von
Wirtschaftsverbänden in Deutschland, Frankreich und Großbritannien.3 Dabei wurde

Der Zugang von Interessengruppen zu den Organen der Europäischen Union 495

2 Einen umfassenden Überblick über die Entwicklung der Theorie der Interessenvermittlung in
der EU und neuere Analyseansätze präsentieren Eising/Kohler-Koch (2004).

3 Der Fragebogen findet sich auf meinen Internetseiten:
http://www.fernuni-hagen.de/POLALLG/eising.htm.

27



eine Vollerhebung der in maßgeblichen Verzeichnissen aufgeführten 1998 Verbände
(ohne Berufsverbände) angestrebt.4 Ergänzend wurden 68 der 100 größten Unterneh-
men in den drei Untersuchungsländern befragt, die hier aber nicht betrachtet werden.
Nach drei Nachfassaktionen belief sich der Rücklauf auf insgesamt 860 Fragebögen.
Tabelle 1 zeigt den Rücklauf nach politischem System und Art der Organisation.
Ohne die nachträglich ausgeschlossenen internationalen Verbände beträgt die Rück-
laufquote 40,9 Prozent. Die Quoten für die Verbände und Firmen rangieren von 32,3
Prozent für die französischen Verbände bis zu 50 Prozent für die Großunternehmen.
Die Erhebung umfasst eine Reihe von Branchen aus dem Agrarsektor, der Industrie
und dem Dienstleistungssektor, von denen keine das Sample dominiert. Die größte
Branche ist der Handel mit einem Anteil von 13,8 Prozent aller Verbände.

Die Studie konzentriert sich auf Wirtschaftsverbände aus drei großen EU-Staaten
und auf EU-Ebene, um die Varianz der Organisationen zu verringern und so Generali-
sierungen mittlerer Reichweite zu ermöglichen. Die Konzentration auf Deutschland,
Frankreich und Großbritannien kontrolliert einige systemische Kontextfaktoren wie die
Größe der Bevölkerung und der Wirtschaft, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ge-
messen im Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, die Stimmrechte dieser Staaten in der EU
sowie die Dauer ihrer Mitgliedschaft. Daher können die Ergebnisse dieser Studie nicht
unbedingt auf wirtschaftlich weniger leistungsfähige Mitgliedstaaten (Portugal, Spanien,
Griechenland), oder auf jene Staaten übertragen werden, die der EU erst 1995 beige-
treten sind (Schweden, Finnland, Österreich), weil diese andere ökonomische Struktu-
ren aufweisen oder erst einige Jahre dem vollen Einfluss der EU ausgesetzt waren. Sel-
biges gilt umso mehr für die Beitrittsstaaten der Osterweiterung.

3. Der Zugang von Wirtschaftsverbänden zu den EU-Institutionen

3.1 Ressourcenabhängigkeiten, Zugang und Einfluss

Zugang wird hier definiert als die Häufigkeit der Kontakte eines Verbandes mit den
EU-Organen. Diese Definition betont, dass Verbände Kontakte unterhalten und sie
nicht lediglich anstreben oder vorhandene Kontaktmöglichkeiten nicht nutzen. Diese
Kontakte basieren auf gegenseitigen Ressourcenabhängigkeiten von Staat und Verbän-

496 Rainer Eising

4 Die Erhebung basiert auf folgenden Quellen: Oeckl (1996), Le Conseil National du Patronat
Français (1997), Henderson/Henderson (1995), European Commission (1996).

Tabelle 1: Rücklaufquote des EUROLOB-Fragebogens

EU-
Verbände

Deutsche
Verbände

Britische
Verbände

Französische
Verbände

Großunter-
nehmen Gesamt

Angeschriebene Verbände
Beantwortete Fragebögen
Fragebögen ohne

internationale Verbände
Rücklaufquote (%) ohne

internationale Verbände

420
185

162

40,8

727
322

321

44,2

501
206

204

40,9

350
113

113

32,3

68
34

34

50,0

2066
860

834

40,9

28



den (Wilson 1973). Durch sie versuchen die EU-Institutionen Steuerungsressourcen zu
erlangen, um ihren Regulierungsaufgaben nachzukommen (Majone 1996). Die Exper-
tise von Wirtschaftsverbänden ist für sie relevant, weil sich ein großer Teil der EU-
Politik auf die Marktintegration bezieht. Pieter Bouwen (2002: 369) führt den Zugang
wirtschaftlicher Akteure sogar ausschließlich auf deren Expertise zurück. Er nimmt an,
dass jedes Unternehmen über marktnahe Informationen verfüge, jeder EU-Verband In-
formationen über ein umfassendes europäisches Interesse liefere, und jeder nationale
Verband Informationen über ein umfassendes nationales Interesse besitze.

Allerdings prüft er nicht, über welche Expertise die Organisationen wirklich verfü-
gen. Er untersucht anhand der Aussagen von Vertretern der EU-Institutionen den Zu-
gang der drei Organisationsarten und schließt daraus auf die empirische Bedeutung ih-
res Fachwissens. Sein Gruppenvergleich vernachlässigt, dass sich die drei Organisations-
arten in mehr unterscheiden als in ihrer Expertise, dass die Expertise verschiedener Un-
ternehmen ebenso variiert wie die verschiedener Verbände und dass Expertise nicht die
einzige Ressource ist, die EU-Institutionen nachfragen. So können Koalitionen mit
wirtschaftlichen Akteuren ihnen die für die Durchsetzung ihrer Präferenzen erforderli-
che Unterstützung verschaffen. Die politische Teilhabe von Verbänden fördert aus ihrer
Sicht auch die demokratische Legitimität der EU (Kommission 2001). Ferner machen
manche Verbände durch ihre Interessenvermittlung oder die Umsetzung europäischer
Politik die EU regierbarer. Die Beschränkung einer Zugangsanalyse auf das Tauschgut
Expertise greift damit zu kurz.

Für Verbände ist der Zugang zu den EU-Institutionen wichtig, um Informationen
über EU-Maßnahmen zu erhalten und diese zu beeinflussen. Trotz großer Bedeutung
für die gesellschaftliche Wohlfahrt können sich Firmen und Wirtschaftsverbände näm-
lich nicht sicher sein, die „privilegierte Position“ im politischen Prozess einzunehmen,
die Lindblom (1977) ihnen zuschreibt. So berücksichtigen die EU-Organe nicht im-
mer wirtschaftliche Interessen, entweder weil ihnen diese unbekannt sind, weil sie die
Konsequenzen ihrer eigenen Vorschläge nicht absehen können oder weil sie andere po-
litische Ziele als die wirtschaftlichen Akteure verfolgen. In solchen Fällen ist der Zu-
gang zu ihnen eine notwendige Voraussetzung für die Einflussnahme auf EU-Politik.
Da unterschiedliche Teile der Wirtschaft zudem verschiedene Interessen verfolgen kön-
nen (Wilson 1973), verlaufen die Fronten auch nicht unbedingt zwischen Staat und
Wirtschaft, sondern zwischen gegnerischen Koalitionen aus öffentlichen und privaten
Akteuren. Selbst ein häufiger Zugang zu den EU-Institutionen gewährleistet demnach
nicht die Durchsetzung der eigenen Interessen. Dennoch ist eine systematische Zu-
gangsanalyse von Belang, weil sie aufzeigt, welche Organisationen im Mittelpunkt eu-
ropäischer Politiknetzwerke stehen, und identifiziert, welche Konsultationskriterien auf
EU-Ebene vorherrschen.

3.2 Institutionelle Zugangsmöglichkeiten auf EU-Ebene

Das EU-Institutionengefüge definiert die Zugangsmöglichkeiten von Interessengruppen
(z.B. Grande 2003). Die Zugangsmöglichkeiten auf europäischer Ebene lassen sich da-
her anhand der institutionellen Stellung und Aufgaben der EU-Organe identifizieren.
Da sie vornehmlich für die Formulierung von europäischer Politik und nationale Insti-
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tutionen weitgehend für deren Umsetzung zuständig sind, konzentriert sich der Zu-
gang zu den EU-Organen in hohem Maße auf das legislative Lobbying.

Auf EU-Ebene gilt die Europäische Kommission aufgrund ihres Initiativmonopols
und ihrer Rolle als Hüterin der Verträge als wichtigste Adressatin für die Forderungen
von Interessengruppen (Greenwood 2002). Ihre Führungsebene setzt sich aus den
Kommissaren und Kabinetten zusammen, die von den Mitarbeitern der Generaldirek-
tionen unterstützt werden. Gemessen an ihren EU-weiten Aufgaben verfügt sie nur
über begrenzte administrative Kapazitäten und gilt deshalb als abhängig von der Exper-
tise und Unterstützung durch externe Akteure. Sie hat selbst mehrfach betont, dass sie
offen für den Zugang von Interessenorganisationen ist (Kommission 1999, 2001).

Das Europäische Parlament (EP) gilt als weniger bedeutsam für Interessenorganisa-
tionen. Zwar haben sich seine legislativen Befugnisse insbesondere mit der Einführung
des Mitentscheidungsverfahrens erweitert, aber sie variieren immer noch in verschiede-
nen Politikfeldern. Dadurch, dass es zwischen Straßburg und Brüssel pendelt, und sei-
ne Mitglieder auch ihre nationalen Wahlkreise pflegen müssen, gestaltet sich der Zu-
gang zu ihm schwieriger als der zur ständig in Brüssel präsenten Kommission. Er wird
noch dadurch erschwert, dass das EP sich durch wechselnde Mehrheiten auszeichnet,
weil die Fraktionsdisziplin eher moderat ist, und die Bedeutung sachlicher, parteipoliti-
scher, institutioneller und nationaler Entscheidungskriterien in verschiedenen Dossiers
erheblich variiert. Als wichtigste Ansprechpartner gelten die Vorsitzenden, die Bericht-
erstatter und die weiteren Mitglieder seiner für ein Dossier verantwortlichen Ausschüs-
se. Die anderen Mitglieder des Parlaments sind vor allem von Bedeutung, wenn es zur
Abstimmung im Plenum kommt.

Der Rat der EU besteht aus nationalen Fachministern, die zwischen Brüssel und
den nationalen Hauptstädten pendeln. Er teilt sich legislative Befugnisse mit dem EP
und exekutive Kompetenzen mit der Kommission. Ihn unterstützen der Ausschuss der
Ständigen Vertreter (AstV) in Brüssel und die Arbeitsgruppen der nationalen Ministeri-
albeamten und Experten. Der AstV klärt und entscheidet viele strittige Fragen, die
zwischen den Mitgliedstaaten entstehen. Auch wenn der Rat das entscheidende Organ
in den meisten EU-Politikfeldern ist, sprechen ihn nur wenige Interessengruppen als
kollektiven Akteur an. Stattdessen wenden sie sich an die zuständigen nationalen Mi-
nisterien. Dies gilt vor allem für nationale Gruppen. Der Europäische Rat, der aus den
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten besteht, ist dem Zugriff der Verbände
noch weiter entzogen als der Rat. Er vertritt in stärkerem Maße sektorenübergreifende
Interessen und muss sich formal nur einmal in sechs Monaten treffen, was seine Wir-
kung auf die Tagespolitik begrenzt. Die folgende Analyse konzentriert sich daher auf
den Rat. Aus diesen institutionellen Positionen der EU-Organe resultiert die folgende
Hypothese:

H 1.1 Interessengruppen haben am häufigsten Zugang zur Kommission, unterhalten
weniger Kontakte mit dem Europäischen Parlament und die wenigsten Kontakte
mit dem Rat.

Schließlich haben Verbände bessere Zugangsmöglichkeiten zur Arbeits- als zur Füh-
rungsebene der Kommission und des Rates, weil die Fachebene für die Details der
EU-Maßnahmen zuständig und deshalb besonders auf ihre Expertise angewiesen ist.
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Die Aufmerksamkeit der Kommissare und Minister richtet sich in der Regel nicht auf
alle Einzelheiten der Dossiers, sondern beschränkt sich auf strittige oder als gewichtig
angesehene Fragen. Da sie ihren Fachleuten Weisungen erteilen können, zielt der Zu-
gang der Verbände zur Führungsebene darauf ab, die Agenda der Fachebene zu gestal-
ten oder aber deren Positionen zu revidieren. Ein seltener Zugang zur Führungsebene
muss also nicht zwangsläufig von geringerer Bedeutung sein als ein häufiger Zugang
zur Fachebene.

H 1.2 Verbände haben häufiger Zugang zur Arbeits- als zur Führungsebene der EU-
Organe.

4. Organisation, Sektor und System

Neben den institutionellen Zugangsmöglichkeiten prägen organisatorische Eigenheiten,
sektorielle Charakteristika und systemische Merkmale den Zugang der Verbände (vgl.
Truman 1951; Shonfield 1965; Wilson 1973; Schmitter/Streeck 1981; Hollingsworth
et al. 1994). Diese drei Dimensionen werden hier als weitgehend unabhängig vonei-
nander betrachtet. Allerdings berücksichtige ich, dass sich die Wirkung einiger sekto-
rieller und organisatorischer Faktoren für europäische und nationale Verbände unter-
scheiden kann, weil diese Interessen auf unterschiedlichen Ebenen organisieren.

4.1 Organisatorische Domäne, Ressourcen und Strategien

Wirtschaftsverbände sind begrenzt rationale Organisationen, die darauf spezialisiert
sind, die politischen Interessen einer bestimmten Gruppe von Produzenten und Arbeit-
gebern zu definieren, zu bündeln und zu fördern (vgl. Schmitter/Streeck 1981: 33). Im
Austausch mit ihrer Umgebung suchen sie Ressourcen zu gewinnen, die ihren Bestand
und ihre Autonomie sichern. Ihre Organisation spiegelt wider, wie sie mit den Anfor-
derungen ihrer Mitglieder und staatlicher Akteure auf Dauer umgehen. Sie verkörpert
ihre Autoritätsstruktur und setzt die komplexen Motive der Mitglieder in organisatori-
sche Ziele um (Truman 1951: 113; Schmitter/Streeck 1981: 122). Drei organisatori-
sche Aspekte sind hier von besonderer Bedeutung (Wilson 1973; Schmitter/Streeck
1981; Knoke 1990): die Mitgliedschaftsdomäne, die Ressourcen und die Strategien der
Interessenvertretung.

Die satzungsmäßige Mitgliedschaftsdomäne legt fest, welche Akteure und Interessen
ein Verband zulässt (Schmitter/Streeck 1981: 122). Ihre Größe hat mehrere, teils ge-
genläufige Konsequenzen für den Zugang der Verbände. Eine subsektorielle Domäne
geht mit einer kleinen Zahl an Mitgliedern einher und stärkt die Kohäsion eines Ver-
bandes, was seine Positionsbildung und Interessenvertretung erleichtert. Allerdings
kann eine sehr enge Domäne einen Verband irrelevant für staatliche Entscheidungsträ-
ger machen. Eine sektorielle oder Sektoren übergreifende Domäne vergrößert die Zahl
der Mitglieder und die Heterogenität ihrer Interessen. Um sich trotzdem auf eine ge-
meinsame Position zu einigen, formulieren Verbände oft recht vage Stellungnahmen
oder aber sie veröffentlichen Mehrheits- und Minderheitsmeinungen ihrer Mitglieder.
Die EU-Institutionen haben wiederholt geäußert, dass sie bevorzugt mit Verbänden
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verhandeln, die eine breite Domäne vertreten, weil es sie aus der Pflicht entlässt, sich
mit einer Vielzahl von eng definierten Interessen auseinander setzen zu müssen (vgl.
Kommission 1999).

H 2.1 Eine größere Sektordomäne verbessert den Zugang zu EU Institutionen.

Die Mitgliedschaftsdomäne legt auch fest, auf welcher territorialen Ebene ein Verband
Mitglieder organisiert und Interessen vertritt. EU-Wirtschaftsverbände repräsentieren in
der Regel in den EU-Mitgliedstaaten und weiteren europäischen Ländern ansässige
Verbände und Unternehmen. Sie sind darauf spezialisiert, Interessen auf EU-Ebene zu
vertreten. Das ist für die EU-Institutionen wichtig, weil diese nicht mit einer Vielzahl
nationaler Verbände verhandeln wollen. Demgegenüber organisieren und vertreten bri-
tische, deutsche und französische Verbände Interessen auf nationaler Ebene. Ihre Akti-
vitäten gegenüber den EU-Institutionen treten zu dieser Aufgabe hinzu. Da sie mit
knappen Ressourcen haushalten müssen, setzen sie auf EU-Ebene zunächst auf ihre
Mitgliedschaft in den zuständigen EU-Verbänden (vgl. Bennett 1997). Sie werden dort
erst selbst aktiv, wenn die Vertretung ihrer Interessen durch einen EU-Verband unmög-
lich oder unzureichend ist.

EU-Verbände haben demnach häufiger Zugang zu den EU-Organen als nationale
Verbände. Da das EP und der Rat stärker an nationale Interessen rückgekoppelt sind
als die Kommission, wird der Zugang von EU-Verbänden und nationalen Verbänden
zu ihnen weniger stark differieren als der zur Kommission. Diese Einschätzung konkur-
riert mit einer anderen Auffassung: Justin Greenwood und Ruth Webster (2000) spre-
chen den EU-Verbänden aufgrund der großen Unterschiede zwischen ihren nationalen
Mitgliedern generell die Fähigkeit ab, routinemäßige Verhandlungspartner der EU-In-
stitutionen zu sein. Demnach sollten die EU-Verbände keinen besseren Zugang zu ih-
nen haben als nationale Verbände.

H 2.2 EU-Verbände haben häufiger Zugang zu den EU-Organen als nationale Ver-
bände.

Wirtschaftsverbände lassen verschiedene Arten von Akteuren als Mitglieder zu. Für na-
tionale Verbände gibt die Art der Mitglieder in gewissem Maße die Position an, die sie
im Verbandssystem einnehmen: Verbände mit direkter Mitgliedschaft von Individuen,
Firmen oder anderen Organisationen bilden die unterste Ebene. Dachverbände organi-
sieren andere Verbände und sind eher an der Spitze des Verbandssystems angesiedelt.
Sie sind ihren Mitgliedsverbänden zwar nicht unbedingt übergeordnet, bündeln aber
deren Interessen, was ihren Zugang zu staatlichen Akteuren verbessern sollte. Außer-
dem lassen etliche nationale Verbände sowohl Unternehmen als auch Verbände als Mit-
glieder zu. Die Firmen vermeiden so das übermäßige Filtern ihrer Interessen, und die
gemischten Verbände gewinnen zusätzliche finanzielle Mittel und fachliche Informatio-
nen. Dies verbessert ihren Zugang über den der Dachverbände hinaus, sofern sie sich
nicht an einer niedrigeren Position in der Verbandspyramide befinden.

H 2.3.1 Nationale Verbände mit gemischter Mitgliedschaft haben mehr Kontakte als
Dachverbände. Dachverbände haben mehr Kontakte als Verbände mit Direkt-
mitgliedschaft.
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Die Mitgliedschaft von EU-Verbänden setzt sich anders zusammen als die von natio-
nalen Verbänden. Viele EU-Verbände sind Verbandsföderationen, die nationale Verbän-
de organisieren und damit doppelt gebündelte Positionen in den politischen Prozess
einbringen. Erst seit den 1980er Jahren lassen EU-Wirtschaftsverbände vermehrt die
Direktmitgliedschaft von Unternehmen zu. EU-Verbände mit direkter oder gemischter
Mitgliedschaft organisieren tendenziell Großunternehmen (vgl. z.B. Coen 1998;
Cowles 2001), weil diese sich aufgrund ihrer größeren Ressourcen leichter tun, in die
Präsenz auf EU-Ebene zu investieren als kleine und mittlere Unternehmen. Da diese
Unternehmen über eine hohe Marktmacht und erhebliche Marktinformationen verfü-
gen, und die EU-Verbände mit Direktmitgliedschaft nur diese Unternehmensinteressen
auf der europäischen Ebene bündeln müssen, genießen sie in der Regel einen guten
Zugang zu den EU-Institutionen. Dieser fällt den gemischten EU-Verbänden schwerer,
weil sie neben den Interessen der Großunternehmen auch jene der nationalen Mit-
gliedsverbände bündeln müssen. EU-Dachverbände müssen zwar nur letzteres und
können wie die gemischten EU-Verbände auf eine größere Repräsentativität für die eu-
ropäische Wirtschaft verweisen als Verbände mit direkter Mitgliedschaft, dies macht
aber mangelnde Marktmacht und geringere Marktinformationen nicht wett.

H 2.3.2 EU-Verbände mit Direktmitgliedschaft haben besseren Zugang als solche mit ge-
mischter Mitgliedschaft. Diese wiederum haben besseren Zugang als EU-Dach-
verbände.

Schließlich gibt der Organisationsgrad an, in welchem Maße ein Verband seine poten-
ziellen Mitglieder repräsentiert. Je mehr er organisiert, desto mehr kann er beanspru-
chen, repräsentativ für seine Domäne zu sein. Dies sollte seinen Zugang verbessern,
weil die EU-Institutionen durch die Konsultation repräsentativer Verbände die demo-
kratische Legitimität der EU vergrößern wollen (vgl. Kommission 2001).

H 2.4 Ein höherer Organisationsgrad fördert den Zugang zu den EU-Organen.

Wirtschaftsverbände benötigen für den Erhalt ihrer Organisation und die Erfüllung ih-
rer Aufgaben einen stabilen Zufluss an Ressourcen (vgl. Wilson 1973: 30). Als Organi-
sationen mit freiwilliger Mitgliedschaft sind sie auf die Zeit, das Geld und die Anstren-
gungen ihrer Mitglieder angewiesen. Deren finanzielle Beiträge sind eine zentrale Vo-
raussetzung für ihre Aktivitäten. Ein größeres Einkommen erlaubt es ihnen, qualifizier-
te Mitarbeiter zu beschäftigen und eine differenzierte interne Arbeitsteilung aufzubauen
(siehe Knoke 1990: 76, 96). Bürokratisierung und Spezialisierung verstetigen ihre Or-
ganisation, ermöglichen eine effektivere Verfolgung ihrer Ziele und fördern den Aufbau
kontinuierlicher Beziehungen mit den EU-Organen.

H 2.5 Ein größerer Etat verbessert den Zugang zu den EU-Organen.

Um Ressourcen von ihren Mitgliedern zu erhalten, bieten die Verbände ihnen Anreize
(vgl. Wilson 1973). Sie produzieren kollektive Güter, indem sie EU-Entscheidungen
beeinflussen oder technische Standards festlegen, und selektive Güter z.B. Dienstlei-
stungen für ihre Mitglieder. Nach früheren Analysen haben selektive Güter allerdings
kaum Auswirkungen auf das kollektive Handeln von EU-Verbänden (vgl. Greenwood/
Aspinwall 1998). Für den Zugang zu den EU-Organen sind vielmehr kollektive Anrei-
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ze von Belang. Eine größere Spezialisierung auf die Vertretung von Interessen sollte
daher den verbandlichen Zugang verbessern.

H 2.6 Je größer der Anteil der Ressourcen ist, der für die Interessenvertretung ausgege-
ben wird, desto besser ist der Zugang zu den EU-Organen.

Wie bereits ausgeführt, ist fachliche Expertise eine zentrale Ressource der Verbände. Ihr
Fachwissen kann Studien über die ökonomischen Konsequenzen von EU-Richtlinien,
Einschätzungen von deren Rückwirkungen auf das nationale Recht, Beurteilungen der
wahrscheinlichen Reaktionen von Mitgliedern oder auch technische Aspekte wie die
Konsequenzen unterschiedlicher Schnittstellen zwischen Informationssystemen umfas-
sen. Die Häufigkeit, mit der staatliche Institutionen ökonomische, rechtliche oder poli-
tische Expertise von ihnen nachfragen, dient hier als Indikator für ihr policy-relevantes
Fachwissen.5

H 2.7 Größere Expertise verbessert den Zugang zu den EU-Organen.

Die Domäne und die Ressourcen der Verbände legen nicht fest, ob sie überhaupt Zu-
gang zu staatlichen Institutionen suchen. Bekanntlich gibt es verschiedene Strategien
der Interessenvertretung. In der Literatur werden vor allem Insider- und Outsiderstra-
tegien unterschieden (vgl. Walker 1991). Wirtschaftsverbänden wird unterstellt, dass
sie vornehmlich Insiderstrategien einschlagen. Die Analyse der EUROLOB-Daten zeigt
allerdings, dass sie in der EU auf drei Strategien zurückgreifen, um ihre Interessen gel-
tend zu machen: Insider-, Öffentlichkeits-, und nationalistische Strategien.6 Die These
ist, dass sich diese Strategien unterschiedlich auf ihren politischen Zugang auswirken:
Viele der Verbände suchen enge Beziehungen mit den EU-Institutionen zu etablieren,
damit ihre Ziele als legitime Gegenstände staatlicher Politik und sie selbst als legitime
Verhandlungspartner angesehen werden (siehe Wilson 1973: 314–316). Sie nutzen eine
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5 Die Skala für die Expertise beruht auf drei Variablen, die angeben, wie oft (nie, manchmal,
häufig) politische Institutionen von den Verbänden rechtliches, ökonomisches oder politisches
Wissen erfragen (Cronbach’s alpha: 0,68).

6 Die drei Strategiefaktoren sind mittels einer Hauptkomponentenanalyse gebildet worden.
Nach dem Kaiser-Kriterium sind die Eigenwerte der Faktoren gleich oder größer eins. Die 11
Originalvariablen geben entweder an, wie wichtig (1 überhaupt nicht wichtig – 6 sehr wichtig)
bestimmte Kriterien (Nationalität, Sprache, administrative Zuständigkeit, Parteizugehörigkeit)
zur Wahl von Kontaktpartnern oder wie nützlich (1 überhaupt nicht nützlich – 6 sehr nütz-
lich) verschiedene Wege der Interessenvertretung in der EU sind (Positionspapiere, persönliche
Kontakte, regelmäßige Kontakte und Hintergrundinformationen, gezielte Kontakte und Infor-
mationen, Präsenz in Ausschüssen und Anhörungen, wissenschaftliche Expertise, Mobilisie-
rung von Öffentlichkeit und Medien). Die drei Faktoren erfassen 62 Prozent der Varianz dieser
Variablen. „Insider“ hat einen Eigenwert von 4,0 und extrahiert 36 Prozent der Varianz, „Na-
tionalismus“ hat einen Eigenwert von 1,7 und extrahiert 16 Prozent und „Öffentlichkeit“ hat
einen Eigenwert von 1,0 und extrahiert 9 Prozent. Da diese Strategien nicht ganz trennscharf
sind, wurde eine nicht orthogonale Rotation durchgeführt. „Insider“ lädt hoch auf administra-
tive Zuständigkeiten und alle Formen persönlicher Kontakte sowie moderat auf die Präsenz in
Ausschüssen und wissenschaftliche Expertise. „Nationalismus“ lädt hoch auf Nationalität und
Sprache und in geringerem Maße auf die Parteizugehörigkeit. „Öffentlichkeit“ lädt hoch auf
die Präsenz in Ausschüssen, wissenschaftliche Expertise, Mobilisierung der Medien und ist mo-
derat mit dem Faktor „Insider“ korreliert (Pearson’s r: 0,40). „Nationalismus“ korreliert nicht
nennenswert mit den anderen beiden Faktoren.
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Insiderstrategie, die komplementär zur staatlichen Nachfrage nach ihrer Expertise ist.
Sie betrachten die Zuständigkeitsverteilung der EU-Institutionen, persönliche Kontakte
und Positionspapiere als besonders wichtig für die Repräsentation ihrer Interessen.

H 2.8.1 Eine Insiderstrategie vergrößert die Zahl der Interaktionen mit den EU-Orga-
nen.

Andere Wirtschaftsverbände sind stärker darum bemüht, die Medien und die Öffent-
lichkeit für ihre Zwecke zu mobilisieren. Sie agieren nicht vollständig außerhalb der
EU-Institutionen, ihr Zugang ist aber tendenziell auf formelle Kontakte in den Aus-
schüssen beschränkt. Manchmal kann wohl dosierter öffentlicher Druck ihren Zugang
verbessern und ihre Verhandlungsposition stärken. Allerdings beeinträchtigen ständige
öffentliche Kampagnen den Aufbau vertrauensvoller Beziehungen mit den EU-Orga-
nen. Etliche solcher Kampagnen – z.B. für gentechnisch veränderte Lebensmittel –
sind stark wertgeladen, sodass die in ihnen vertretenen Positionen nicht sofort revidiert
werden können, ohne dass die eigene Glaubwürdigkeit verloren geht, was wiederum
die Relevanz der Verbände als staatliche Verhandlungspartner reduziert. Daher greifen
Wirtschaftsverbände eher selten auf eine Öffentlichkeitsstrategie zurück (vgl. Wilson
1973: 285).

H 2.8.2 Eine Öffentlichkeitsstrategie bedingt weniger Kontakte mit den EU-Organen.

Schließlich heben einige Wirtschaftsverbände nationale Belange hervor. Für sie sind
vornehmlich die Nationalität und Sprache, aber auch die parteipolitische Zugehörigkeit
und ihre persönliche Bekanntschaft mit ihren Kontaktpartnern von Relevanz. Diese
Strategie reduziert die Zahl der Kontakte, weil sie nur auf nationale Ansprechpartner
setzt und Konflikte zwischen den Mitgliedstaaten auszubeuten sucht statt gemein-
schaftliche Problemlösungen zu betonen. Demgemäß sollte sie sich negativer auf den
Zugang zur Kommission auswirken als auf jenen zu den mehr an nationalen Interessen
orientierten Organen Rat und Parlament.

H 2.8.3 Eine nationalistische Strategie verringert den Zugang zu den EU-Organen.

4.2 Sektorielle Faktoren

Sektorielle Ansätze betonen, dass Staat-Wirtschaft-Beziehungen zwischen Sektoren va-
riieren. Sie haben nachgewiesen, dass technische und ökonomische Merkmale von Pro-
duktions- und Lieferprozessen die Beziehungen zwischen sektoriellen und staatlichen
Akteuren prägen (vgl. z.B. Hollingsworth et al. 1994). Solche Merkmale können sich
sogar in der staatlichen Organisation niederschlagen, wenn Regulierungsprobleme auf
bestimmte Sektoren bezogen werden. Beispielsweise sind in der Kommission drei Ge-
neraldirektionen für bestimmte Sektoren zuständig: Landwirtschaft, Fischereiwesen so-
wie Transport und Energie.

Ich betrachte verschiedene sektorielle Merkmale, die als bedeutsam gelten. Sie sind
auf der Ebene jedes einzelnen Verbandes gemessen worden oder aggregieren Merkmale
seiner Mitglieder. Dieses Vorgehen liefert genauere Ergebnisse als eine sektorielle Ag-
gregation, weil die Ausprägungen dieser Variablen auch zwischen den Verbänden eines
Sektors variieren können. Ich betrachte den Internationalisierungs-, den Konzentra-
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tions- und den Regulierungsgrad sowie das ökonomische Gewicht der Mitglieder eines
Verbandes.

Der Internationalisierungsgrad drückt aus, wie stark Firmen im internationalen
Wettbewerb stehen. Ein höherer Internationalisierungsgrad sollte aus zwei Gründen zu
mehr Kontakten mit den EU-Institutionen führen. Zum einen haben Firmen in inter-
nationalisierten Sektoren ein größeres Interesse an einheitlichen europäischen Regeln,
um ihre Produktions- und Vermarktungskosten zu senken, als Firmen, die nur für ei-
nen nationalen Markt produzieren. Zum anderen können sie glaubwürdiger damit dro-
hen, Investitionen zu verlagern als Firmen, die in nationalen Märkten verhaftet sind.
Ihre Verbände sollten deshalb über einen besseren Zugang verfügen als Verbände für
Firmen mit nationaler Orientierung.

H 3.1 Ein höherer Internationalisierungsgrad vergrößert die Zahl der Kontakte.

Das ökonomische Gewicht eines Sektors gibt annähernd seine beschäftigungspolitische
Bedeutung wieder. Je größer es ist, umso größer sind die öffentlichen Konsequenzen
der unternehmerischen Entscheidungen auf dem Markt (vgl. Lindblom 1977: 171)
und umso mehr sind staatliche Institutionen an der Funktionsweise des Sektors interes-
siert – selbst wenn Beschäftigungseffekte nicht bei jedem politischen Problem in die
Waagschale geworfen werden können (vgl. Wilson 1973).

H 3.2 Ein größeres ökonomisches Gewicht erhöht den Zugang zu den EU-Institutio-
nen.

Schließlich wird in der Tradition von Mancur Olson (1965) häufig behauptet, dass die
Zahl und die Größe der Mitglieder die sektorielle Logik des kollektiven Handelns be-
einflusst. Danach verhindert eine Mitgliedschaft aus einer Vielzahl kleiner Akteure den
Zugang zu den EU-Organen, weil diese nicht in der Lage sind, genügend Ressourcen
für die Verbandstätigkeit zu mobilisieren. Eine Mitgliedschaft, die auch große Akteure
erfasst, begünstigt dagegen kollektives Handeln, weil diese ein kollektives Gut alleine
bereit stellen oder einen überproportionalen Anteil seiner Kosten tragen können. Aller-
dings sind große Akteure auch weniger stark auf die kollektiven Leistungen eines Ver-
bandes angewiesen als kleine Akteure. Ein überaus hoher Konzentrationsgrad verringert
den verbandlichen Zugang also wieder.

H 3.3 Ein mittlerer Konzentrationsgrad vergrößert die Zahl der Kontakte, während ein
niedriger und ein hoher Konzentrationsgrad sie verringern.

Viele Autoren argumentieren, dass die EU-Regulierung das zentrale Motiv von Verbän-
den ist, Kontakte mit den europäischen Institutionen aufzunehmen (vgl. z.B. Haas
1958). Die objektive Festlegung dieser sektoriellen Regulierung ist ohne eine detaillier-
te Policy-Analyse unmöglich. Stattdessen dient hier die verbandliche Einschätzung der
Bedeutung eines EU-Organs für die Vertretung seiner Interessen als Indikatorvariable
für die sektorielle Regulierung. Damit unterstelle ich, dass die Bedeutung der EU-Or-
gane für einen Verband von seiner Perzeption der EU-Regulierung abhängt:7 Wenn ein
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7 Dagegen lässt sich einwenden, dass Verbände nur solche Institutionen für bedeutsam halten,
mit denen sie Kontakte unterhalten. Allerdings führt dies zur Frage, warum sie überhaupt in
Kontakt mit ihnen stehen. Konzipiert man Verbände als rationale Akteure, die auf die Zufuhr
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Verband ein hohes Maß an EU-Regulierung wahrnimmt, schreibt er den EU-Organen
eine große Bedeutung für die Vertretung seiner Interessen zu und sucht den Zugang
zu ihnen.

H 3.4 Stärkere Regulierung führt zu mehr Kontakten mit den EU-Organen.

4.3 Nationale Muster der Interessenvermittlung

Bereits Andrew Shonfields Studie (1965) über den modernen Kapitalismus identifizier-
te bedeutende nationale Einflussfaktoren auf Staat-Wirtschaft-Beziehungen. Selbst in
der heutigen Ära der ökonomischen Globalisierung vertreten viele Autoren weiterhin
die Ansicht, dass es nationale Regelmäßigkeiten der Interessenvermittlung gibt (siehe
z.B. Hollingsworth/Boyer 1997). Da jene den Zugang nationaler Verbände zu den
EU-Institutionen beeinflussen können, betrachte ich nun die langfristigen Modi der
Interessenvermittlung in den drei EU-Mitgliedstaaten (vgl. Kohler-Koch/Eising 1999),
die sich in größerem Ausmaß nur in Reaktion auf bedeutende neue Anforderungen än-
dern (vgl. Lehmbruch 1987).

Frankreich wird immer wieder als etatistisch bezeichnet (Schmidt 1999). Der hohe
staatliche Zentralisierungsgrad befähigt die staatlichen Organe dazu, gesellschaftlichen
Akteuren Entscheidungen aufzuerlegen, statt diese frühzeitig in Verhandlungen einzu-
binden. Staat-Gruppen-Beziehungen sind antagonistischer als in vielen anderen Län-
dern. Verbände spielen keine große Rolle in der Politikformulierung, auch wenn sie im
Zuge der Implementation Revisionen der Gesetzgebung erreichen können. Großbritan-
nien ist genauso wie Frankreich stark zentralisiert, aber nicht in derselben etatistischen
Tradition verankert (vgl. Dyson 1980). Die britische Regierung versucht zumeist, Kon-
sens mit Interessengruppen zu erzielen, verfügt allerdings auch über die Fähigkeit, sie
aus dem politischen Prozess auszuschließen. Die britischen Verbände genießen also in
der Regel guten Zugang zu ihrer Regierung, unterliegen aber manchmal „stop-go“
Konsultationen in Großbritanniens informalem Pluralismus. In Deutschland sind staatli-
che Befugnisse stärker segmentiert als in den beiden anderen Staaten, sodass Verbände
über mehr Zugangsmöglichkeiten verfügen. Dies und die ordnungspolitische Präferenz
für gesellschaftliche Selbstregelung bilden die Grundlagen für einen schwachen Korpo-
ratismus (vgl. Streeck 1999), in dem viele Verbände routinemäßig Zugang zu staatli-
chen Institutionen haben und über Selbstregelungsbefugnisse in der Implementation
staatlicher Politik verfügen. Dies führt zu folgender Hypothese:

H 4.1 Korporatistische Verbände haben aufgrund ihrer Verhandlungskapazitäten mehr
Kontakte mit den EU-Institutionen als pluralistische Verbände, die wiederum
besseren Zugang haben als etatistisch geprägte Organisationen.8
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von Ressourcen durch Mitglieder und staatliche Institutionen angewiesen sind, ist die Ein-
schätzung plausibel, dass sie vor allem mit solchen Institutionen Kontakte unterhalten, von de-
nen sie Informationen über EU-Maßnahmen erhalten und die entscheidungsbefugt sind. Inso-
fern gibt ihre Einschätzung der Bedeutung der EU-Organe für die Vertretung ihrer Interessen
annähernd deren Relevanz in der EU-Regulierung wieder.

8 Korporatismus wird durch eine Dummyvariable für deutsche Verbände gemessen und Pluralis-
mus durch einen Dummy für britische Verbände. Französische Verbände sind also die Refe-
renzkategorie. Durch diese Operationalisierung werden französische Verbände auch die Refe-
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Diese These zur Anpassung nationaler Verbände an die EU konkurriert mit anderen
Auffassungen. Einige Autoren halten die Einbettung in nationale Politiknetzwerke für
entscheidend. Sie vertreten die Ansicht, dass jene Verbände, die über einen guten Zu-
gang zu den nationalen Institutionen verfügen, in ihren nationalen Politiknetzen ver-
harren und nicht auf EU-Ebene aktiv werden (Beharrungsthese) (vgl. Beyers 2002).
Umgekehrt gilt, dass Verbände mit einem schlechten Zugang zu nationalen Institutio-
nen den Kontakt mit den EU-Institutionen besonders suchen (Kompensationsthese).
Demnach sollte sich ein negativer Zusammenhang zwischen nationalen und europäi-
schen Kontaktmustern finden.9

Ferner vertreten Vivien Schmidt (1999) und Maria Green Cowles (2001) die The-
se, dass die Kongruenz zwischen den Mustern der Interessenvermittlung den Ausschlag
gibt. Danach tun sich jene Verbände leicht, auf europäischer Ebene zu agieren, die mit
einem Modus der Interessenvermittlung vertraut sind, der den europäischen Praktiken
ähnelt. Beide charakterisieren die EU-Interessenvermittlung als pluralistisch, sodass sich
Verbände aus pluralistischen Systemen leichter tun sollten als solche aus korporatisti-
schen Systemen, und jene leichter Zugang finden sollten als solche aus etatistischen
Systemen. Beide erwarten folglich Anpassungsschwierigkeiten der etatistisch sozialisier-
ten französischen Verbände. Während Cowles zudem mit der o.g. Charakterisierung
der nationalen Verbandssysteme übereinstimmt und folglich größere Anpassungsproble-
me für deutsche als für britische Verbände feststellt, ordnet Schmidt Großbritannien
aufgrund des hohen Zentralisierungsgrades und des zeitweisen Ausschlusses von Ver-
bänden aus dem politischen Prozess als etatistisch ein. Sie konstatiert deshalb größere
Anpassungsschwierigkeiten in Großbritannien als in Deutschland.

Schließlich erwarteten die neofunktionalistischen Studien eine Hinwendung natio-
naler Organisationen zu den europäischen Institutionen unabhängig von der Einbet-
tung in nationale Politiknetzwerke und von den vorherrschenden Modi der Interessen-
vermittlung. Ernst Haas hat dies mit seiner Definition von politischer Integration auf
den Punkt gebracht: „Political integration is the process whereby political actors in se-
veral distinct national settings are persuaded to shift their loyalties, expectations and
political activities toward a new centre ...“ (1958: 16).

Tabelle 2 fasst diese Hypothesen und die Operationalisierungen der Variablen zu-
sammen.

4.4 Interaktionseffekte: Unterschiede zwischen nationalen und EU-Verbänden

Bislang wurde, mit Ausnahme der Mitglieder von EU-Verbänden und nationalen Ver-
bänden, davon ausgegangen, dass die Wirkung der Variablen auf den Zugang zu den
EU-Organen unabhängig voneinander sei. Für die meisten Variablen ist diese Annah-
me plausibel. Allerdings kann die Wirkung einiger sektorieller und organisatorischer
Faktoren davon abhängen, auf welcher territorialen Ebene Verbände Interessen organi-
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renzkategorie für die Bedeutung der Ebene, auf der Verbände Interessen organisieren. Um den
Unterschied zwischen den EU-Verbänden und nationalen Verbänden angemessen zu erfassen,
wird zusätzlich die Größe der drei Regressionskoeffizienten für deutsche, britische und EU-
Verbände berücksichtigt.

9 Vgl. bereits die Beispiele bei Ernst Haas (1958: 232, 387).
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sieren. Deshalb werden zwei Interaktionsterme in die Analyse integriert, die prüfen, ob
es solche Unterschiede gibt. So weisen EU-Verbände üblicherweise das Vielfache des
ökonomischen Gewichts von nationalen Verbänden auf. Bei gleichem ökonomischen
Gewicht könnte sich daher eine kleinere, aber weiter positive Wirkung für EU-Verbän-
de als für nationale Verbände vorweisen lassen.

H 5.1 Ökonomisches Gewicht hat eine geringere positive Wirkung für EU-Verbände als
für nationale Verbände.
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Tabelle 2: Zusammenfassung ausgewählter Hypothesen und Variablen

H Variable Effekt Definition

Organisatorische Variablen

2.1 Sektordomäne + 1 Sub-Sektor, 2 Sektor, 3 Sektorübergreifend

2.2 Arbeitsebene: EU + 0 Französischer Verband, 1 EU Verband

2.3.1 Dachverband + 0 Mitglieder: Firmen, 1 Mitglieder: Verbände

2.3.1 Gemischte Mitgliedschaft + 0 Mitglieder: Firmen, 1 Mitglieder: Verbände und Firmen

2.3.2 EU-Dachverband – 0 EU-Verband mit Firmen als Mitgliedern,
1 EU-Verband mit Verbänden als Mitgliedern

2.3.2 EU-Verband mit
gemischter Mitgliedschaft

– 0 EU-Verband mit Firmen als Mitgliedern, 1 EU-Ver-
band mit Verbänden und Firmen als Mitgliedern

2.4 Organisationsgrad + Anteil potenzieller Mitglieder, die der Verband organisiert
in % [Klassenmittelwerte]: 13, 38, 63, 88.

2.5 Etat + Einkommen des Verbandes in 100.000 Euro
[Klassenmittelwerte] 0,5; 3; 7,5; 30; 75

2.6 Interessenrepräsentation + Anteil des Einkommens für die Repräsentation von
Interessen in %

2.7 Expertise + Skala, wie häufig Verbände Expertise liefern:
1 nie, 2 manchmal, 3 häufig

2.8.1 Insiderstrategie + Faktorwerte Insider

2.8.2 Öffentlichkeitsstrategie + Faktorwerte Öffentlichkeit

2.8.3 Nationalistische Strategie – Faktorwerte Nationalismus

Sektorielle Variablen

3.1 Internationalisierung + Auslandsumsätze in % der Gesamtumsätze aller Mit-
gliedsfirmen [Klassenmittelwerte]: 0; 13; 38; 63; 88.

3.2 Ökonomisches Gewicht + Zahl der Beschäftigten in den Mitgliedsfirmen in 10.000:
[Klassenmittelwerte]: 5; 300; 100.

3.3 Konzentrationsgrad/
Konz.grad quadriert

±1 Anteil der drei größten Mitglieder an Gesamtumsatz der
Mitglieder in % [Klassenmittelwerte]: 0; 13; 38; 63; 88
und quadrierte Werte.

3.4 Bedeutung der EU-Organe
für sektorielle Regulierung

+ Veränderung der institutionellen Bedeutung für
Interessenrepräsentation (EK, EP oder Rat) seit EEA
1 Rückgang, 2 gleich, 3 Zunahme

Systemische Variablen

4.1 Korporatismus + 0 (Französischer Verband), 1 Deutscher Verband

4.2 Pluralismus + 0 (Französischer Verband), 1 Britischer Verband

Anmerkung: 1 Der lineare Term muss positiv sein, der quadratische Term muss negativ sein.

39



Zudem kann die Mobilisierung der Öffentlichkeit von der Verbandsart abhängen. Da
sich die Öffentlichkeit in der EU entlang nationaler Grenzen strukturiert, mobilisieren
nationale Verbände nationale Öffentlichkeiten. Ihre Anstrengungen zielen meist auf na-
tionale Institutionen ab, selbst wenn sie sich gegen EU-Maßnahmen richten (vgl.
Imig/Tarrow 2001). EU-Verbände hingegen sind bemüht, grenzüberschreitende Öffent-
lichkeiten oder Öffentlichkeiten in mehreren Mitgliedstaaten zu mobilisieren und so
ihren Zugang zu den EU-Organen zu verbessern. Sie sollten deshalb einen besseren po-
litischen Zugang genießen.

H 5.2 EU-Verbände mit einer Öffentlichkeitsstrategie haben einen besseren Zugang als
nationale Verbände mit dieser Strategie.

5. Empirische Analyse: Zugangsmuster und Erklärungsfaktoren

5.1 Präsentation der Regressionsmodelle

Ich prüfe diese Hypothesen mit ordinalen logistischen Regressionen, weil der Zugang
zu Rat, EP und Kommission auf einer Ordinalskala mit sechs Kategorien gemessen
wurde: keine, jährliche, halbjährliche, vierteljährliche, monatliche und wöchentliche
Kontakte. Tabelle 3 beschreibt den Zugang der Verbände in den Regressionssamples zu
den EU-Institutionen.10 Danach unterhalten die Verbände erwartungsgemäß (H 1.1)
mehr Kontakte mit der Kommission als mit dem Parlament und mehr Kontakte mit
diesem als mit dem Rat. Wie angenommen, haben sie auch häufiger Zugang zur Ar-
beits- als zur Führungsebene der Kommission und etwas mehr Kontakte mit dem Aus-
schuss der Ständigen Vertreter als mit dem Ministerrat (H 1.2). Der Zugang zu den
Kommissaren gestaltet sich überdies einfacher als der zu den Fachministern, mit denen
70 Prozent der Verbände überhaupt keine Kontakte unterhalten. Die Zugangsmuster
zu den Ausschüssen und Mitgliedern des Parlaments sind nahezu identisch.
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10 Tabelle A-1 im Online-Anhang schlüsselt die Kontakte nach nationalen und EU-Verbänden
auf.

Tabelle 3: Die Häufigkeit verbandlicher Kontakte mit den EU-Institutionen

EU-Institution Kontakthäufigkeit der Verbände (in Prozent)

Keine Jährlich
Halb-

jährlich
Viertel-
jährlich Monatlich

Wöchent-
lich N

EK Führungsebene
EK Fachebene
Ministerrat
AstV
EP Ausschüsse
Mitglieder des EP

46,3
23,4
69,8
60,0
45,9
46,2

23,5
9,2

14,6
11,3
15,2
15,1

14,2
14,2

8,8
11,0
15,5
15,3

9,6
23,2

4,2
10,7
11,9
11,2

4,4
17,7

2,4
4,7
9,1
9,2

2,0
12,2

0,3
2,4
2,3
2,3

408
423
377
382
394
392

Anmerkung: Abweichungen von 100 Prozent in den Zeilensummen sind auf Rundungsfehler zu-
rück zu führen.
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Tabelle 4 stellt die Fitmaße für die Maximum-Likelihood Schätzungen der Regressio-
nen dar. Für jede Institution wurden zunächst alle vorgestellten Hypothesen geprüft.
Wenn die Interaktionsvariablen (H 5.1, H 5.2) keinen signifikanten Effekt (LR-Test,
p ≤ 0,05) auf den Zugang hatten, wurden sie von der weiteren Analyse ausgeschlossen.
Tabelle 5 präsentiert die resultierenden Regressionen. Die Koeffizienten geben an, wie
stark sich die logarithmierten odds ändern, wenn eine unabhängige Variable um eine
Einheit erhöht wird.11 Für die Interpretation der relativen Bedeutung der Variablen las-
sen sich die z-Werte heranziehen.
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11 Die logarithmierten odds sind das logarithmierte Verhältnis zwischen der Wahrscheinlichkeit in
einer höheren Kategorie der abhängigen Variable als m (z.B. monatliche Kontakte) zu sein und
der Wahrscheinlichkeit in m (z.B. vierteljährliche Kontakte) zu sein.

Tabelle 4: Fitmaße der Regressionsmodelle

Eur. Kom.
Führung

Eur. Kom.
Fachebene Rat AStV EP

Ausschüsse
Mitglieder

des EP

N 408 423 377 382 394 403

K 21 23 21 21 22 22

LL Konstante –576,683 –735,979 –371,055 –484,056 –587,592 –658,446

LL Volles
Modell

–453,905 –555,846 –287,321 –400,159 –433,047 –520,736

G² 245,555
(p ,000)

360,265
(p ,000)

167,469
(p ,000)

167,794
(p ,000)

309,090
(p ,000)

275,419
(p ,000)

McFadden R² 0,213 0,245 0,226 0,173 0,263 0,209

McFadden
adj. R²

0,168 0,207 0,156 0,120 0,217 0,168

McKelvey and
Zavoinas R²

0,513 0,615 0,530 0,440 0,609 0,533

BIC –1388,494 –1277,020 –1507,577 –1316,251 –1327,227 –1214,127

Count R² 0,529 0,449 0,703 0,628 0,553 0,496

Adj. Count R² 0,123 0,281 0,018 0,072 0,174 0,213

Anmerkung: Die ersten beiden Reihen geben die Fallzahl (N) und die Zahl der Regressoren in je-
dem Modell (K) an. Die nächsten beiden Reihen präsentieren die Log-Likelihood der Modelle mit
nur einer Konstanten und der vollen Modelle. G² prüft analog zum F-Test in der linearen Regres-
sion die Signifikanz des Gesamtmodells. Die nächsten drei Reihen präsentieren Pseudo R²-Maße.
McFaddens R² vergleicht die Log-Likelihood des Modells mit nur einer Konstanten mit jener des
vollen Modells. McFaddens korrigiertes R² beinhaltet eine Anpassung für die Zahl der Regresso-
ren. McKelvey und Zavoinas R² nähert sich für ordinale Regressionen dem R² an, das bei einer li-
nearen Regression auf eine latente, intervallskalierte Variable erzielt würde. Das Baysianische Infor-
mationskriterium BIC ist ein Indikator für den Gesamtfit und wurde genutzt, um unterschiedliche
Modelle für dieselbe Institution miteinander zu vergleichen. Je kleiner das BIC, desto besser ist der
Fit. Schließlich gibt das Count R² den Anteil der korrekten Klassifizierungen an. Das korrigierte
Count R² ist der Anteil der korrekten Klassifizierungen über die richtigen Vorhersagen auf Basis
der Klasse mit den meisten beobachten Fällen hinaus. Zu den Fitmaßen vgl. z.B. Long (1997).
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Tabelle 5: Regressionsanalyse für den Zugang zu den EU-Institutionen

Eur. Kom.
Führung

Eur. Kom.
Fachebene Ministerrat AStV EP

Ausschüsse
Mitglieder

des EP

Organisation

Domäne

Sektordomäne 0.221
(1.33)

0.007
(0.05)

0.545
(2.57)*

0.229
(1.26)

0.220
(1.30)

0.380
(2.41)*

EU-Ebene 3.180
(5.73)**

4.310
(6.82)**

1.941
(3.05)**

1.281
(2.38)*

2.699
(4.60)**

2.096
(3.80)**

Dachverband 0.020
(0.04)

0.499
(1.20)

0.340
(0.67)

0.053
(0.10)

0.928
(2.04)*

1.168
(2.77)**

Gemischter Verband 0.541
(1.96)*

0.684
(2.76)**

0.210
(0.61)

0.122
(0.40)

0.597
(2.12)*

0.274
(1.05)

EU-Verbands-
föderation

–0.081
(0.11)

–1.878
(2.44)*

–0.270
(0.33)

0.204
(0.26)

–2.334
(3.08)**

–2.427
(3.36)**

EU gemischter
Verband

–0.848
(1.43)

–1.756
(2.61)**

–1.180
(1.69)

–0.095
(0.15)

–1.460
(2.37)*

–1.073
(1.76)

Organisationsgrad –0.008
(1.61)

–0.008
(1.79)

0.002
(0.31)

0.008
(1.25)

–0.010
(1.87)

–0.012
(2.57)*

Ressourcen

Etat 0.028
(5.23)**

0.047
(7.76)**

0.021
(3.22)**

0.027
(4.80)**

0.037
(6.45)**

0.033
(5.80)**

Ressourcen für
Interessenvertretung

0.011
(2.45)*

0.011
(2.73)**

0.015
(2.50)*

0.005
(1.01)

0.022
(4.64)**

0.011
(2.63)**

Expertise 1.227
(5.03)**

0.552
(2.60)**

1.318
(4.15)**

1.170
(4.30)**

1.004
(4.20)**

0.694
(3.21)**

Strategie

Insiderstrategie 0.439
(2.79)**

0.666
(5.33)**

0.309
(1.49)

0.048
(0.29)

0.443
(2.85)**

0.306
(2.25)*

Öffentlichkeits-
strategie

0.111
(0.90)

–0.191
(1.63)

0.293
(1.76)

0.256
(1.86)

0.330
(2.60)**

0.304
(2.57)*

Nationalistische
Strategie

0.061
(0.55)

–0.205
(2.04)*

–0.004
(0.03)

0.028
(0.22)

–0.118
(1.03)

–0.020
(0.19)

Sektor

Internationalisierung 0.011
(2.16)*

0.018
(3.86)**

0.014
(2.20)*

0.017
(3.20)**

0.010
(1.96)

0.008
(1.56)

Ökonomisches
Gewicht

0.010
(2.43)*

0.000
(0.03)

0.009
(1.94)

0.010
(2.31)*

0.002
(0.42)

–0.000
(0.02)

Konzentrationsgrad –0.021
(1.20)

0.035
(2.22)*

–0.007
(0.31)

0.003
(0.16)

–0.025
(1.38)

–0.007
(0.40)

Konzentrationsgrad
quadriert

0.000
(1.36)

–0.000
(2.21)*

0.000
(0.26)

–0.000
(0.47)

0.000
(1.22)

0.000
(0.31)

EU Regulierung 0.765
(3.14)**

0.751
(3.53)**

1.319
(5.75)**

1.346
(6.28)**

1.319
(5.75)**

1.346
(6.28)**
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Aus Tabelle 4 können zwei Schlüsse gezogen werden: Erstens sind gemäß den G²-Ma-
ßen in keinem der Modelle sämtliche Koeffizienten gleich Null. Zweitens erklären die
Modelle den Zugang zu den EU-Organen zufriedenstellend. Nach McFaddens Pseudo
R² reduzieren sie die Log-Likelihoods der Modelle mit nur einer Konstanten um 17
bis 26 Prozent. Nach dem für ordinale Daten geeigneten McKelveys und Zavoinas R²
erklären sie zwischen 44 Prozent (AstV) und 62 Prozent (Fachebene der Kommission)
der Varianz, wenn man die Ordinaldaten in eine latente intervallskalierte Variable für
die Kontakte mit den EU-Institutionen transformierte. Der Count R² gibt an, dass
zwischen 45 Prozent (Fachebene der Kommission) und 70 Prozent (Rat) der Verbände
korrekt klassifiziert werden. Nach dem angepassten Count R² verbessert das Modell für
die Fachebene der Kommission die Zahl der korrekten Vorhersagen im Vergleich zu ei-
ner Prognose auf Basis der Kategorie mit den meisten Fällen um 28 Prozent; die Mo-
delle für den Rat und den AstV erzielen in dieser Hinsicht kaum eine Verbesserung,
weil die große Mehrzahl der Verbände keine Kontakte zu ihnen unterhält und damit
eine Prognose auf der Basis dieser Kategorie bereits gute Dienste leistet.

5.2 Die empirische Zugangsanalyse

5.2.1 Organisatorische Faktoren

Nur ein Aspekt der Mitgliedschaftsdomäne, nämlich die Arbeitsteilung zwischen euro-
päischen und nationalen Verbänden, wirkt sich signifikant auf den Zugang zu allen
EU-Organen aus: EU-Verbände haben einen besseren Zugang als französische, britische
oder deutsche Verbände, was H 2.2 bestätigt. Dies gilt, wie vermutet, vor allem für die
Arbeitsebene und weniger für die Führungsebene der Kommission, das EP und den
Rat (siehe Online-Anhang12 Tabelle A-1). Diese Institutionen sind offener für nationa-
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Eur. Kom.
Führung

Eur. Kom.
Fachebene Ministerrat AStV EP

Ausschüsse
Mitglieder

des EP

System

Korporatismus 1.174
(3.19)**

1.232
(4.00)**

0.478
(1.03)

–0.148
(0.39)

0.580
(1.57)

0.586
(1.80)

Pluralismus 1.364
(3.24)**

0.900
(2.60)**

1.278
(2.37)*

0.448
(1.04)

1.444
(3.46)**

1.311
(3.58)**

Interaktion

Ökonomisches Ge-
wicht von EU-Vb.

0.002
(2.32)*

0.002
(2.55)*

0.002
(3.55)**

Öffentlichkeitsstrate-
gie von EU-Vb.

0.647
(2.14)*

N 408 423 377 382 394 403

Anmerkung: z-Werte in Klammern; * signifikant bei 5 Prozent; ** signifikant bei 1 Prozent (zwei-
seitige Tests).

12 Der Online-Anhang steht auf der Homepage der PVS (www.vs-verlag.de/pvs) unter der Rubrik
„Online-Beiträge der PVS“ zum Download zur Verfügung.

Fortsetzung Tabelle 5: Regressionsanalyse für den Zugang zu den EU-Institutionen
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le Interessen als die Fachebene der supranationalen Administration. EU-Verbände ha-
ben sich demnach zu routinemäßigen Kontaktpartnern der Kommission und teils auch
des Parlaments entwickelt, während die meisten nationalen Verbände nur gelegentliche
Kontakte mit ihnen unterhalten.

Die Wirkung aller anderen Faktoren der Verbandsdomäne variiert, anders als erwar-
tet, entlang der EU-Institutionen. So verbessert eine größere Sektordomäne nur den
Zugang zum Ministerrat und zu den Mitgliedern des EP (MEP) (H 2.1), die bevor-
zugt umfassende Verbände konsultieren. Für die Kommission und die Ausschüsse des
EP hat die Größe der Domäne dagegen keine Relevanz, weil sie auch auf den Input
stark spezialisierter Verbände angewiesen sind. Die Art der Mitglieder wirkt sich eben-
falls nicht einheitlich aus. Nationale Dachverbände haben zwar einen besseren Zugang
zu den MEP als solche mit direkter Mitgliedschaft, nicht aber zu den Parlamentsaus-
schüssen, zur Kommission oder zum Rat (H 2.3.1). Offensichtlich präferieren die Ab-
geordneten Kontakte mit nationalen Verbänden, die an der Spitze ihrer Verbandssyste-
me angesiedelt sind. Nationale Verbände mit gemischter Mitgliedschaft haben dagegen
einen besseren Zugang zur Fachebene der Kommission und zu den EP-Ausschüssen als
solche mit Direktmitgliedschaft, weil sie neben spezifischer Expertise eine stärkere Bün-
delung von Interessen anzubieten haben.

Bei den EU-Verbänden verhält es sich eher umgekehrt, auch wenn H 2.3.2 nicht
bestätigt wird: EU-Verbandsföderationen haben zwar erwartungsgemäß einen schlechte-
ren Zugang zur Arbeitsebene der Kommission und zum EP, und EU-Verbände mit ge-
mischter Mitgliedschaft haben weniger Kontakte mit den fachlichen Stellen als solche
EU-Verbände, die Großunternehmen vertreten. Die Unterschiede in der Mitgliedschaft
wirken sich aber nicht auf den Zugang zu den Kommissaren und zum Ministerrat aus.
Handlungsfähige Produzentenclubs mit spezifischer Expertise sind demnach bevorzugte
Ansprechpartner der fachspezifischen EU-Institutionen. Für deren Führungsebene ist
dagegen auch die Repräsentativität der EU-Verbandsföderationen und der EU-Verbän-
de mit gemischter Mitgliedschaft wichtig.

Anders als erwartet wirkt sich der Organisationsgrad nicht nennenswert auf die
Kontakthäufigkeiten mit dem Rat und der Kommission aus. Entgegen H 2.4 verringert
ein höherer Organisationsgrad sogar die Zahl der Kontakte mit dem EP. Zum einen
spiegelt sich darin das Anwachsen der Probleme des kollektiven Handelns mit zuneh-
mender Verbandsgröße wider. Verbände mit einem niedrigen Organisationsgrad haben
homogenere Interessen als solche mit einem hohen Organisationsgrad und sollten da-
her handlungsfähiger sein. Zum anderen ist es für die EU-Organe vordringlicher, ob
Verbände europäische oder nationale Interessen repräsentieren, welche Mitglieder sie
vertreten und wie groß ihre Sektordomäne ist – wie viele ihrer potenziellen Mitglieder
sie organisieren, ist im Vergleich dazu nachrangig.

Verbandliche Ressourcen sind von sehr großer Bedeutung und haben beinahe durch-
gängig die erwartet positive Wirkung auf Kontakthäufigkeiten. Wie in H 2.5 postu-
liert, verfügen finanziell gut ausgestattete Verbände über einen besseren Zugang als
schlecht ausgestattete Verbände. Die Allokation eines größeren Anteils der Ressourcen
für die Interessenvertretung verbessert ebenfalls den Zugang zu allen EU-Institutionen
– mit Ausnahme des Ausschusses der Ständigen Vertreter. Die Repräsentation von In-
teressen in der EU verlangt also wie erwartet eine gewisse Professionalisierung (H 2.6).
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Fachliche Expertise vergrößert ebenfalls die Häufigkeit der Kontakte, was unterstreicht,
dass der politische Prozess in der EU in hohem Maße auf den Austausch von policy-
relevanten Informationen gerichtet ist (H 2.7).

Allerdings kommt es auch darauf an, welche Strategien Verbände einschlagen. Nur
der Zugang zum Rat ist unabhängig von der gewählten Strategie. Eine Insiderstrategie
hat die erwartet positive Wirkung auf den Zugang zum Parlament und zur Kommis-
sion (H 2.8.1). Sie ist das Vehikel für die effektive Nutzung des Fachwissens der Ver-
bände. Die Öffentlichkeitsstrategie deckt einige Unterschiede zwischen und auch in
den beiden Institutionen auf. Sie wirkt sich nicht signifikant auf den Zugang zur Füh-
rungsetage der Kommission aus, und ihre Bedeutung für den Zugang zur EU-Bürokra-
tie hängt wie vermutet davon ab, ob nationale oder EU-Verbände diese Strategie ein-
schlagen (H 5.2). Während sie EU-Verbänden besseren Zugang zu den Generaldirek-
tionen verschafft, hat sie keine Konsequenzen für die Kontakte nationaler Verbände.
Entgegen H 2.8.2 verbessert sie generell den Zugang zum EP. Der Grund dafür ist da-
rin zu sehen, dass die Abgeordneten EU-Politik vor ihren nationalen Wählern rechtfer-
tigen müssen und deren Mobilisierung durch nationale Verbände Rechnung tragen.
Schließlich hat eine nationalistische Strategie erwartungsgemäß einen schlechteren Zu-
gang zur supranationalen Bürokratie zur Folge (H 2.8.3). Auf den Zugang zum stärker
für nationale Interessen offenen Parlament wirkt sie sich aber nicht negativ aus.

5.2.2 Sektorielle Faktoren

Von den sektoriellen Faktoren hat nur der Grad der Regulierung eine einheitliche Wir-
kung. Wie in H 3.4 erwartet, unterhalten Verbände mit hoch regulierten Mitgliedern
mehr Kontakte mit den EU-Organen als solche mit wenig regulierten Mitgliedern. Die
Wirkung der anderen Sektorvariablen variiert stärker. Wie in H 3.1 postuliert, bedingt
eine stärkere Internationalisierung häufigere Kontakte mit der Kommission und dem
Rat, sie führt aber nicht zu mehr Kontakten mit dem Parlament. Die Bedeutung des
ökonomischen Gewichts variiert ebenfalls zwischen den EU-Institutionen und, wie er-
wartet, auch zwischen europäischen und nationalen Verbänden. Erwartungsgemäß
wirkt es sich positiv auf den Zugang zur Führung der Kommission und zum Ratsgefü-
ge aus (H 3.2). Für beide sind die Beschäftigungseffekte der EU-Politik und ihre Ver-
teilung auf die Mitgliedstaaten von einiger Brisanz. Dagegen haben, entgegen H 5.1,
nur europäische, nicht aber nationale Verbände mit einem höheren ökonomischen Ge-
wicht einen besseren Zugang zum EP und zur Brüsseler Bürokratie. Für jene ist das
ökonomische Gewicht nationaler Verbände kein Konsultationskriterium, weil sie diese
vornehmlich als Repräsentanten nationaler Interessen betrachten. Schließlich hat der
Konzentrationsgrad die erwartete Wirkung (H 2.3) nur auf den Zugang zur Arbeits-
ebene der Kommission. Die Größenstruktur der Mitglieder ist demnach für die Kon-
takte mit EU-Institutionen von geringerer Bedeutung, als es die Theorie kollektiven
Handelns vermuten lässt.
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5.2.3 Die nationalen Muster der Interessenvermittlung

Die Wirkung der nationalen Muster der Interessenvermittlung auf den Zugang zu den
EU-Organen ist nicht ganz eindeutig: Es gibt keine einheitliche Rangfolge in den Kon-
takten der nationalen Verbände. Pluralistische Praktiken fördern zwar in signifikantem
Ausmaß einen besseren Zugang zu den EU-Organen – mit Ausnahme des AstV – als
etatistische Muster der Interessenvermittlung. Vor allem der Stellenwert neokorporatis-
tischer Praktiken ist aber weniger klar. Die deutschen Muster der Interessenvermittlung
fördern, wie erwartet, etwas mehr Kontakte mit der Brüsseler Bürokratie als der briti-
sche Pluralismus. Aber letzterer verbessert im Gegensatz zu ersteren auch signifikant
den Zugang zur Führung der Kommission, zum Rat und zum EP. Die Wirkungen der
deutschen und der französischen Muster der Interessenvermittlung auf den Zugang zu
Rat und EP unterscheiden sich dagegen nicht nennenswert. Die Hypothese über die
Verhandlungskapazitäten (H 4.1) ist damit nicht bestätigt, und auch die These, dass
Ähnlichkeiten zwischen nationalen und europäischen Mustern den Ausschlag geben,
findet keine klare Bestätigung.

Prüft man deshalb zusätzlich die konkurrierenden Thesen zur Einbettung nationa-
ler Verbände, zeigen sich in allen drei Ländern moderate bis hohe positive Zusammen-
hänge zwischen nationalen und europäischen Zugangsmustern.13 Damit lässt sich aus-
schließen, dass Verbände mit gutem Zugang auf nationaler Ebene dort verharren und
dass Verbände einen schlechteren Zugang dort auf EU-Ebene kompensieren, selbst
wenn dies in einzelnen Fällen zutreffen mag. Auch die neofunktionalistische Auffas-
sung, dass Verbände sich unabhängig von ihrer nationalen Situation stärker den EU-
Institutionen zuwenden, findet damit keine Bestätigung. Der Zusammenhang zwischen
europäischen und nationalen Zugangsmustern ist bei den deutschen Verbänden auf-
grund der korporatistischen Arbeitsteilung stärker ausgeprägt als bei den britischen und
französischen Verbänden. Deutsche Verbände übertragen auch eine stärkere Konzentra-
tion auf die administrative Interessenvermittlung (vgl. Dyson 1980) auf die EU. Dage-
gen stehen britische Verbände im Einklang mit pluralistischen Mustern etwas stärker in
Konkurrenz zueinander und suchen auf der EU-Ebene Vorteile über andere Verbände
zu erlangen. Sie widmen dem parlamentarischen Lobbying relativ mehr Aufmerksam-
keit als deutsche oder französische Organisationen und übertragen dieses Muster auf
das EP.14 Einige französische Verbände suchen Kompensation für einen schwächeren
Zugang auf nationaler Ebene bei der Europäischen Kommission. In Relation zur natio-
nalen Ebene widmen sie auf EU-Ebene überdies dem parlamentarischen Lobbying grö-
ßere Aufmerksamkeit.

Die Regressionsergebnisse erlauben es, die Evidenz in Tabelle A-1 des Online-An-
hangs einzuordnen. Diese belegt, dass deutsche Verbände effektiv mehr Kontakte mit
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13 Die Tabelle A-2 im Online-Anhang präsentiert die entsprechenden Korrelationen nach Län-
dern.

14 Dies belegen die Quotienten aus den Kontakten mit den Parlamenten und Exekutiven auf na-
tionaler Ebene (Kontakte mit nationalem Parlament/Kontakte mit nationaler Regierung: briti-
sche Verbände 0,88; französische Verbände 0,75; deutsche Verbände 0,81) und auf EU-Ebene
(Kontakte mit EP/Kontakte mit Europäischer Kommission: britische Verbände 0,97; französi-
sche Verbände 0,95; deutsche Verbände 0,85).
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der Kommission und nicht nennenswert weniger Kontakte mit dem Rat oder dem EP
unterhalten als britische Verbände. Die Regressionsanalyse hat aber erwiesen, dass die
deutschen Muster der Interessenvermittlung nur den Zugang zur Kommission (Fach-
ebene) über den der britischen Verbände hinaus verbessern. Den daraus resultierenden
Unterschied im Zugang deutscher und britischer Verbände zur Kommission vergrö-
ßern die länderspezifischen Sektor- und Organisationsstrukturen noch (siehe Tabelle
A-3 des Online-Anhangs). Beim Zugang zu den anderen Institutionen überlagern diese
Faktoren hingegen den Effekt der nationalen Spielregeln: Deutsche Verbände unterhal-
ten ähnlich viele Kontakte mit dem Rat und dem EP wie die britischen Verbände,
weil sie im Durchschnitt größere Sektordomänen haben, über mehr finanzielle Res-
sourcen verfügen, ein größeres Fachwissen aufweisen und einen stärkeren Regulierungs-
druck verspüren – nicht aber, weil sie korporatistisch sozialisiert wurden. Sie schlagen
außerdem eher eine Insiderstrategie ein, was ihrem größeren Fachwissen in der Interes-
senvertretung zugute kommt. Die britischen Verbände haben zwar ein leicht höheres
ökonomisches Gewicht, ihre stärker nationalistische Strategie beschränkt ihre Kontakte
aber tendenziell auf Landsleute in den EU-Organen.

6. Konklusion

Die Analyse hat einige generelle Charakteristika der europäischen Interessenvermittlung
identifiziert. Europäische und nationale Verbände haben eine ausgeprägte Arbeitstei-
lung entwickelt, die sich auch auf die Phasen des politischen Prozesses erstreckt: EU-
Verbände konzentrieren ihre Aktivitäten in hohem Maße auf die Agendagestaltung und
Politikformulierung, während nationale Verbände viele ihrer Aktivitäten erst während
der Implementation europäischer Politik entfalten (vgl. Eising 2004). EU-Verbände
sind routinemäßige Kontaktpartner insbesondere der Fachabteilungen in der Kommis-
sion, was nur für wenige nationale Verbände gilt. Diese Arbeitsteilung verwischt sich,
wenn es um die Führungsebene der Kommission und um die stärker national orien-
tierten EU-Institutionen geht, nämlich den Rat und auch das Parlament. Insgesamt
aber müssen viele EU-Verbände somit als bedeutende Verhandlungsforen betrachtet
werden und manche von ihnen als eigenständige Akteure. Das Verhältnis zwischen
EU-Verbänden und nationalen Verbänden bedarf deshalb größerer Aufmerksamkeit,
weil die präsentierte Evidenz in Zweifel zieht, dass EU-Verbänden generell die Fähig-
keit fehlt, als Verhandlungspartner der EU-Institutionen aufzutreten.

Ferner sind in der EU-Interessenvermittlung Ressourcen immens wichtig. Finanz-
starke und mit großer Expertise versehene Verbände, die auf die Vertretung politischer
Interessen spezialisiert sind, haben einen weit besseren Zugang als Organisationen, die
nicht mit diesen Eigenschaften aufwarten können. Die Schlagseite wird noch verstärkt,
wenn Verbände ein hohes ökonomisches Gewicht aufweisen und ihre Mitglieder auf-
grund internationaler Wirtschaftsaktivitäten glaubhaft mit Abwanderung drohen kön-
nen. Diese Ergebnisse lassen es fraglich erscheinen, dass die Aufnahme des Artikels zur
Stärkung der politischen Partizipation der Zivilgesellschaft in den jüngst vom Europäi-
schen Rat angenommenen Verfassungsvertrag der EU nennenswert zum Abbau solcher
Ungleichgewichte beitragen kann.

Der Zugang von Interessengruppen zu den Organen der Europäischen Union 515

47



Weitere Faktoren verweisen auf unterschiedliche Konsultationskriterien der EU-In-
stitutionen: Für den relativ unzugänglichen Rat und seinen Unterbau ist neben den ge-
nannten Charakteristika der EU-Interessenvermittlung nur noch wichtig, dass Verbän-
de eine umfassende Domäne repräsentieren und dass ihre Mitglieder ökonomisch rele-
vant sind. Alle weiteren organisatorischen und sektoriellen Merkmale sind für ihn irre-
levant.

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments haben eine andere Auffassung darüber,
was die Bedeutung von Verbänden ausmacht. Sie bevorzugen zwar ebenfalls den Um-
gang mit Verbänden, die eine umfassende Domäne vertreten und unterhalten deshalb
auch mehr Kontakte mit nationalen Verbänden, die in den oberen Etagen ihrer Ver-
bandssysteme angesiedelt sind. Deren ökonomische Merkmale sind aber weniger be-
deutsam, weil sie primär als Vertreter nationaler Interessen angesehen werden. Die Kri-
terien der Parlamentarier für die Konsultation von EU-Verbänden unterscheiden sich
davon. Sie bevorzugen den Umgang mit EU-Verbänden, die ökonomisch gewichtig
sind und aufgrund der Mitgliedschaft von Großunternehmen eine hohe Handlungs-
fähigkeit aufweisen. Schließlich konsultieren sie neben den Verbänden mit Insiderstra-
tegien bevorzugt solche mit Öffentlichkeitsstrategien, weil sie ihren nationalen Wählern
verantwortlich sind.

Für die Kommission ist die Größe der Verbandsdomäne aufgrund ihrer vielfältigen
Regulierungsaufgaben, die auch die Konsultation spezialisierter Verbände erfordern,
kein nennenswertes Konsultationskriterium. Für sie sind allerdings ökonomische Krite-
rien wie das Ausmaß, in dem Unternehmen im internationalen Wettbewerb stehen,
von größerer Bedeutung als für das Parlament, selbst wenn ihre Führungs- und ihre
Fachebene unterschiedlicher Ansicht über den beschäftigungspolitischen Stellenwert
von Verbänden sind: Für ihre politische Führung ist dieser Aspekt generell von Bedeu-
tung, während für die Fachebene nur die ökonomische Relevanz von EU-Verbänden
zählt, weil sie, genau wie das EP, nationale Verbände primär als Repräsentanten natio-
naler Interessen betrachtet. Die nationalen Beschäftigungseffekte europäischer Politik
haben für sie keinen so großen Stellenwert wie für die von den Mitgliedstaaten be-
nannten Kommissare. Administration und Führung legen auch unterschiedliche Maß-
stäbe an die Konsultation von EU-Verbänden an: Während die Fachleute die Mitglied-
schaft von Großunternehmen positiv bewerten, gilt dies nicht für die Kommissare, die
den EU-Verbandsföderationen aufgrund ihrer Repräsentation einer EU-weiten Mit-
gliedschaft den gleichen Zugang gewähren. Ferner haben EU-Verbände mit einer Öf-
fentlichkeitsstrategie zwar besseren Zugang zur Fachebene, wo sie ihre Anliegen in den
beratenden Gremien vertreten können, nicht aber zur Führungsebene. Eine Insiderstra-
tegie fördert demgegenüber generell den Zugang zur Kommission, weil sie den Gepflo-
genheiten der administrativen Interessenvermittlung entspricht. Insgesamt sind die
Kenntnisse über solche Variationen in den institutionellen Konsultationskriterien bis-
lang aber noch gering und lassen weitere Untersuchungen nötig erscheinen.

Nicht zuletzt hat die Analyse erwiesen, dass nationale Muster der Interessenvermitt-
lung keine eindeutige Wirkung auf den Zugang der Gruppen haben und teils durch
sektorielle und organisatorische Variablen überlagert werden. Dafür gibt es verschiede-
ne Erklärungen. Es ist möglich, dass nicht diese Muster, sondern andere, EU-spezifi-
sche Faktoren von größerer Bedeutung für den Zugang zu den EU-Institutionen sind.
Ferner hat die europäische Integration einige nationale Besonderheiten bereits abge-
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schliffen, sodass solche Unterschiede heutzutage vielleicht geringer sind als oft postu-
liert wird. Außerdem treten diese Muster kaum einmal in Reinform auf, sodass Groß-
britannien manchmal als etatistisch und manchmal als pluralistisch charakterisiert wird.
Schließlich haben die klassischen Typen der Interessenvermittlung der Differenzierung
staatlicher Institutionen kaum Aufmerksamkeit geschenkt. Auch hier gibt es also weite-
ren Klärungsbedarf. Zwar konnten einige generelle Erklärungen verworfen werden, je-
doch sind die kausalen Beziehungen zwischen der Einbettung in nationale Kontexte,
den Verhandlungskapazitäten der Verbände und der Kongruenz der Interessenvermitt-
lung einerseits und dem Zugang zu den EU-Institutionen andererseits noch nicht ganz
klar.
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